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Seit den Anfängen der Demokratie in der Neuzeit ist das Haushaltsrecht ein gegen man-

che obrigkeitliche Widerstände hart erkämpftes Kern- und Hauptrecht des Parlaments. Inso-
fern kann auch davon gesprochen werden, dass erst das parlamentarische Budgetrecht die 
Demokratie mit Leben erfüllt. Nichts charakterisiert die einzigartige Stellung des Parlaments 
über allen anderen öffentlichen Gewalten so nachdrücklich wie das Recht, jährlich den 
Haushalt aufzustellen und seinen Vollzug zu überwachen. 

Mit dem vorliegenden Handbuch haben die Verfasser einen – sicherlich groß dimensio-
nierten – Brückenschlag von der historischen Entwicklung staatlicher Haushalte bis zum 
Ausblick auf die budgetären Perspektiven der Europäischen Union unternommen. Letzteres 
bestimmt nicht erst seit gestern einen Teil der täglichen Schlagzeilen. Die seit Jahren schwe-
lende europaweite Finanzkrise hat das Bewusstsein für die Bedeutung des Haushaltsrechts in 
jüngster Zeit sicherlich geschärft, dennoch erlangen Debatten und Entscheidungen zu finanz-
verfassungsrechtlichen Fragen in der Regel kaum die Aufmerksamkeit der breiten Öffent-
lichkeit. Dabei kommt der Finanzverfassung von Bund und Ländern eine außerordentliche 
praktische, aber ebenso auch politische Bedeutung zu. Denn eigene Staatlichkeit – und damit 
Handlungsfähigkeit, die alle Bürger betrifft – können Bund und Länder nur entfalten, wenn 
sie über hinreichend viele finanzielle Mittel verfügen. Deren Erhebung, Verteilung und Ver-
wendung in und auf den Ebenen Bund – Länder – Kommunen ist ein komplizierter und 
nicht leicht zu fassender Prozess. Erschwert wird er durch Veränderungen, deren Tragweite 
und Nutzen noch nicht hinreichend sicher eingeschätzt werden können. 

Dauerhaft gehen mit diesen Reformprozessen die (Ideal-)Vorstellung und die Forderung 
einher, mit öffentlichen Geldern solle wirtschaftlicher umgegangen werden. In diesen Tagen 
ist das damit verbundene vorrangige politische Motiv die Vermeidung noch größerer fiskali-
scher Zwänge, wobei die Erhaltung des essentiellen politischen Gestaltungspotenzials dabei 
nicht aus dem Auge verloren werden darf. Nahezu alle Haushaltsreformen der letzten rund 
15 Jahre sind auch mit der Zielsetzung verbunden gewesen, sogar für eine angemessene Re-
duzierung staatlicher Ausgaben zu sorgen. Mit welchen „Instrumenten“ dies erreicht werden 
sollte, ist ebenfalls Gegenstand dieses Buchs. Ausgangspunkt für deren Implementierung – 
z. B. nach dem Haushaltsgrundsätze-Modernisierungsgesetz – war die Annahme, dass das 
klassische kamerale Haushaltsrecht für eine dem Wirtschaftlichkeitsprinzip entsprechende 
Haushaltssteuerung nicht genügende bzw. nicht die richtigen Informationen bot und dieses 
Defizit eine wirtschaftlichkeitsorientierte Steuerung der Verwaltung faktisch unmöglich 
machte. Wenngleich auch eine große Kongruenz der Reformziele erkennbar ist, so ist doch 
festzustellen, dass insbesondere im Bereich des gemeindlichen Haushaltsrechts, aber auch in 
Teilen des Haushaltsrechts des Bundes und der Länder, die früher ausgeprägte Einheitlichkeit 
des ursprünglich kameral geformten Haushaltsrechts verloren gegangen ist. Gegenwärtig 
spiegeln insbesondere die auf die staatliche und kommunale Doppik umgestellten Haushalte 
die Ergebnisse dieses Umbruchprozesses wider. 

Vor diesem Hintergrund genießt das Haushaltsrecht – sicher nicht ganz zu Unrecht – den 
Ruf, eine eher spröde, schwer zugängliche Materie für Spezialisten zu sein. Dies mag auch 
damit zusammenhängen, dass dessen juristischer Ansatz sehr weitgefächert ist: Es reicht von 
speziellen verfassungsrechtlichen Regelungen bis hin zu Fragen einfacher Verwaltungsvor-
schriften des Haushalts- und Kassenrechts. 

Der Gedanke, das vorliegende Buch mit dem Titel „Haushaltsrecht in Bund und Län-
dern“ zu verfassen, ging zum einen von finanz- und insbesondere rechtwissenschaftlichen 
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Überlegungen aus, gründet sich zum anderen aber vor allem auf die fachlich reflektierten be-
ruflichen Erfahrungen und das kommunalpolitische Mitgestalten der Autoren. 

Die Verfasser ergreifen die mit diesem Vorwort gegebene und willkommene Gelegenheit, 
denjenigen zu danken, die durch fachlichen Rat, sachliche Information und Mithilfe das Ge-
lingen des Werks mit dem vorliegenden Inhalt erst möglich gemacht haben. Ohne die gedul-
dige und tatkräftige Unterstützung des Verlages C. H. Beck, insbesondere durch Frau Dr. jur. 
Katja Haberzettl, wäre das vorliegende Handbuch nicht entstanden. An der Entstehung  
haben aber auch Familienangehörige, Freunde und Kollegen Anteil, die bereit waren, trotz 
eigener beruflicher Belastung vorab Teile des Textes zu lesen und zu diskutieren. Genannt 
seien Frau Marion Ahl-Reus und Frau Regierungsrätin Evelyn Meyer. 

Unser Dank richtet sich auch an Herrn Rüdiger Buchta, B2 Design, Frankfurt am Main, 
für die zügige und zuverlässige Umsetzung der Abbildungsentwürfe. 

Für alle, die an unterschiedlichen Stellen am Haushaltsgeschehen beteiligt oder sonst  
interessiert sind, ist das vorliegende Buch als praktische Handreichung zum Einstieg und 
Überblick mit weiterführenden Hinweisen gedacht. Daran orientieren sich Darstellung und 
Stoffauswahl. Rein theoretische Streitfragen wurden ausgelassen, ein eingängiger und konse-
quenter Aufbau angestrebt. Ob dieses Ziel erreicht wurde, überlassen wir dem Urteil des Le-
sers. Hinweise auf Fehler und Mängel sind ebenso willkommen wie Anregungen und Kritik. 

Gesetzgebung, Schrifttum und Rechtsprechung wurden weitestgehend bis Dezember 2013 
berücksichtigt. 

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass durchgängig – insbesondere in den Ausführun-
gen zu Reformen und Zweifelsfragen – die persönliche Auffassung der beiden Autoren wie-
dergegeben wird, nicht die ihres Dienstherrn bzw. der Institution, der sie angehören. 

In Dankbarkeit und Respekt widmen die Verfasser das vorliegende Werk Herrn Professor 
Udo Müller, Präsident des Hessischen Rechnungshofs (1989–2001†). 

 
Münster/Marburg im Juni 2014 Andreas Reus 
 Peter Mühlhausen 
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